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Nachweispflichten des § 50 Abs. 1 
KrWG entfallen, wenn Handel, öffent-
lich-rechtliche Entsorgungsträger sowie 
Behandlungsanlagen für Altfahrzeuge 
oder Elektroaltgeräte von ihnen ge-
sammelte oder bei ihnen anfallende 
Industrie- und Fahrzeugaltbatterien 
den Einrichtungen zur Erfassung und 
Behandlung von Altbatterien überlas-
sen.
Bei den Begriffsbestimmungen des Ge-
setzes wird der Begriff des Herstellers 
erweitert. Wenn unter der Marke oder 
nach den speziellen Anforderungen 
eines Auftraggebers gefertigte, zum 
Weitervertrieb bestimmte Batterien ge-
werbsmäßig eingeführt werden, soll 
der Auftraggeber zukünftig als Herstel-
ler im Sinne des Gesetzes gelten. Das 
gleiche gilt bei Einfuhr und Belieferung 
eines Auftraggebers mit Batterien, die 
zum Zusammenbau als Batteriesatz 
bestimmt sind. Die Abgabe solcher 

Batteriegesetz soll  
novelliert werden
Die Bundesregierung plant eine Novellierung des Batteriegesetzes. 
Der erste Arbeitsentwurf einer Neufassung wurde im Juli 2019 vom 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
vorgelegt. Hintergrund der geplanten Änderungen sind die offenbar 
wachsenden Probleme bei der Rücknahme und Entsorgung alter Ge­
rätebatterien, die zu einem zunehmenden Wettbewerb zwischen dem 
Gemeinsamen Rücknahmesystem (GRS) und den herstellereigenen 
Rücknahmesystemen sowie zu Erhöhungen der Entsorgungskosten­
beiträge geführt haben. Die Novelle soll bewirken, dass langfristig 
tragfähige Lösungen für eine flächendeckende Sammlung von Geräte­
altbatterien, ein wirtschaftliches Gesamtsystem und ein qualitativ 
hochwertiges Batterierecycling gefunden werden. 

Diese Ziele sollen u.a. mit einer Re-
gistrierungspflicht der Hersteller, einer 
Akkreditierungspflicht der hersteller-
eigenen Systeme und einem Lasten-
ausgleich für nicht wertstoffhaltige 
Batterien erreicht werden. Indes stellt 
die angestrebte Anpassung des Bat-
teriegesetzes voraussichtlich nur eine 
Übergangslösung bis zur anstehenden 
Novelle der europäischen Batterie-
Richtlinie dar, die von der Europä-
ischen Kommission für das nächste 
Jahr vorgesehen ist.

Die Änderungen im Einzelnen
Der Anwendungsbereich des Batterie-
gesetzes bleibt unverändert. In allen 
Fällen, in denen das Batteriegesetz 
keine speziellen Regelungen enthält, 
sind das Kreislaufwirtschaftsgesetz 
und seine Verordnungen anzuwen-
den. Ergänzend soll gemäß dem Neu-
entwurf bestimmt werden, dass die 
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nach den Vorschriften des ElektroG und 
bei der Behandlung von Altfahrzeugen 
gemäß Altfahrzeug-Verordnung anfal-
len, zurücknehmen.

Neuregelung der  
Systembeteiligungspflicht
Mit einem neu eingefügten § 5a soll 
eine Neujustierung der Beteiligungs-
pflicht der Hersteller von Gerätealtbat-
terien am Gemeinsamen Rücknahme-
system vorgenommen werden. Fest-
gelegt wird zunächst eine generelle 
Beteiligungspflicht der Hersteller am 
Gemeinsamen System. Es ist jedoch 
möglich, aus dem GRS auszutreten, 
wenn der Hersteller für die von ihm in 
Verkehr gebrachten Gerätebatterien
•	 ein eigenes Rücknahmesystem indi-

viduell oder zusammen mit anderen 
Herstellern einrichtet und betreibt, 
auch unter Beauftragung eines ge-
meinsamen Dritten, oder

•	 einem bestehenden herstellereige-
nen Rücknahmesystem beitritt.

In beiden Fällen muss der Hersteller sei-
nen Austritt unverzüglich dem UBA als 
Änderungsmitteilung seiner bestehen-
den Registrierung melden und dabei 
mitteilen, welches herstellereigene Sys
tem er einrichten bzw. welchem Sys
tem er sich anschließen will. Hersteller-
eigene Systeme müssen wie bisher von 
der zuständigen Behörde genehmigt 
werden. Wird die Genehmigung vor 
Ablauf des Zeitraums widerrufen, für 
den sich ein Hersteller an einem her-
stellereigenen Rücknahmesystem betei-
ligt hat, endet die Systembeteiligung 
mit dem Datum, an dem der Widerruf 
der Genehmigung wirksam wird.

Gemeinsames Rücknahmesystem 
(§ 6 BattG-E)
Die verbindliche Feststellung, dass das 
Gemeinsame Rücknahmesystem ein-
gerichtet ist, obliegt wie bisher dem 
Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz, Bau und nukleare Reaktor-
sicherheit (BMU) im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie (BMWi). Durch einen neu 
eingefügten Absatz 2a wird bestimmt, 
dass das BMU im Einvernehmen mit 
dem BMWi die bestehende Feststel-
lung des Gemeinsamen Systems ent-
ziehen kann, wenn es seine Pflichten 

des Systembetreibers, dass sich der 
Hersteller am Gemeinsamen oder an 
einem herstellereigenen Rücknahme
system beteiligt, beizufügen; in der Be-
stätigung muss die Teilnehmernummer 
des Gemeinsamen Rücknahmesystems 
oder, bei Beteiligung an einem herstel-
lereigenen System mit Beauftragung 
eines gemeinsamen Dritten als System-
betreiber, dessen Handelsregisternum-
mer mit angegeben werden. Bei der 
Registrierung für Fahrzeug- und Indus-
triebatterien ist eine Erklärung über 
die erfolgte Einrichtung einer Rückga-
bemöglichkeit entsprechend den An-
forderungen des § 8 BattG zusammen 
mit einer Beschreibung beizufügen, 
aus der hervorgeht, wie die Vertrei-
ber sowie Erstbehandlungsanlagen 
für Elektroaltgeräte und Demontage-
einrichtungen für Altfahrzeuge die ge-
sammelten bzw. anfallenden Batterien 
in zumutbarer und kostenfreier Weise 
zurückgeben können.

Rücknahmepflichten der  
Hersteller
Die Hersteller werden verpflichtet, 
neben den vom Handel zurückge-
nommenen und den von den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern 
gesammelten Altbatterien auch Gerä-
tealtbatterien unentgeltlich zurückzu-
nehmen, die in einer freiwilligen Sam-
melstelle gemäß dem neuen § 13a 
BattG erfasst wurden. Die zurückge-
nommenen Altbatterien sind zu verwer-
ten oder, wenn eine Verwertung nicht 
möglich ist, zu beseitigen. Der neu 
in das Batteriegesetz aufgenommene 
§ 13a soll es ermöglichen, dass auch 
gemeinnützige, gewerbliche oder son-
stige wirtschaftliche Unternehmen oder 
öffentliche Einrichtungen an der Samm-
lung von Gerätealtbatterien mitwirken 
können. Die freiwilligen Sammelstel-
len haben die gesammelten und an-
fallenden Gerätealtbatterien dem Ge-
meinsamen oder einem herstellereige-
nen Rücknahmesystem zu überlassen. 
Hierzu bedarf es einer Vereinbarung 
mit dem jeweiligen Rücknahmesystem, 
in der mindestens die Art und der Ort 
der Rückgabe zu regeln sind. 
Wie bisher muss der Hersteller darü-
ber hinaus auch Altbatterien, die bei 
der Behandlung von Elektroaltgeräten 

Batterien an den Auftraggeber gilt 
nicht als Inverkehrbringen (im Sinne 
des Gesetzes: Abgabe an Dritte mit 
dem Ziel des Vertriebs, des Verbrauchs 
oder der Verwendung). Hersteller mit 
Sitz im Ausland ohne Niederlassung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
sollen nunmehr eine (natürliche oder 
juristische) in Deutschland niedergelas-
sene Person als Bevollmächtigten mit 
der Wahrnehmung der Herstellerpflich-
ten gemäß dem Batteriegesetz beauf-
tragen. Diese Regelung entspricht der-
jenigen für die Rücknahme von Elek-
troaltgeräten nach dem Elektro- und 
Elektronikgerätegesetz.

Registrierungs- statt  
Anzeigepflicht der Hersteller
Derzeit sind die Hersteller verpflichtet, 
vor dem Inverkehrbringen von Batte-
rien die gemäß der Durchführungsver-
ordnung zum BattG festgelegten Daten 
anzuzeigen. Diese Anzeigepflicht soll 
durch eine Registrierungspflicht bei 
der zuständigen Behörde (wie bisher 
das Umweltbundesamt (UBA)) ersetzt 
werden. Der Antrag auf Registrierung 
muss bestimmte, abschließend festge-
legt Angaben beinhalten; diese sind:
•	 Name und Adresse des Herstellers 

oder seines Bevollmächtigten (mit 
Angaben zu dem von ihm vertre-
tenen Hersteller),

•	 Name einer vertretungsberechtigten 
natürlichen Person des Herstellers,

•	 eine amtliche Registernummer des 
Herstellers (z.B. Handelsregister-
nummer), einschließlich der euro-
päischen oder nationalen Steuer-
nummer des Herstellers,

•	 der Markenname, unter dem das 
Inverkehrbringen beabsichtigt ist,

•	 die Batterieart (Geräte-, Industrie- 
oder Fahrzeugbatterien), die der 
Hersteller in Verkehr bringen will.

Herstellern, die bereits gemäß den 
bisherigen Bestimmungen das Inver-
kehrbringen von Batterien angezeigt 
haben, wird für die Beantragung der 
Registrierung eine Übergangsfrist von 
sechs Monaten ab Inkrafttreten des 
novellierten Batteriegesetzes einge-
räumt.
Darüber hinaus ist dem Antrag auf 
Registrierung beim Inverkehrbringen 
von Gerätebatterien eine Bestätigung 
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•	 die von den beteiligten Herstellern 
geleisteten Entsorgungskostenbei-
träge (bezogen auf die in Verkehr 
gebrachte Menge (Stückzahl) oder 
Masse an Gerätebatterien sowie

•	 das Verfahren für die Auswahl der 
Entsorgungsleistung.

Herstellereigene  
Rücknahmesysteme  
(§ 7 BattG-E)
Die Vorschriften für herstellereigene 
Systeme zur Rücknahme von Geräte-
altbatterien sollen wie folgt ergänzt 
werden:
•	 Schließen sich mehrere Hersteller 

zu einem System zusammen, muss 
der Genehmigungsantrag die zu-
sammenwirkenden Hersteller ein-
deutig benennen.

•	 Änderungen von im Genehmi-
gungsantrag enthaltenen Daten 
sowie die dauerhafte Aufgabe des 
Betriebs muss der Betreiber des her-
stellereigenen Rücknahmesystems 
der zuständigen Behörde unverzüg-
lich mitteilen.

•	 Die Betreiber von herstellereigenen 
Rücknahmesystemen sollen zukünf-
tig der zuständigen Behörde jedes 
Jahr eine insolvenzsichere Garan-
tie zugunsten des Gemeinsamen 
Rücknahmesystems nachweisen. 
Maßgeblich für die Höhe der Ga-
rantie sind die Mengen der in Ver-
kehr gebrachten Mengen an Ge-
rätebatterien der jeweils beteiligten 
Hersteller und die Kosten des Ge-
meinsamen Rücknahmesystems (für 
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Rücknahme, Sortierung, Entsorgung 
einschließlich der Gemeinkosten). 
Die Garantie kann wahlweise in 
Form einer Bürgschaft oder einer 
Garantie auf erstes Anfordern 
eines Kreditinstituts bzw. Kreditver-
sicherers oder durch Hinterlegung 
von Geld zur Sicherheitsleistung 
im Sinne des § 232 Abs. 1 BGB 
erbracht werden.

•	 Für herstellereigene Rücknahme-
systeme, in denen sich mehrere 
Hersteller zusammengeschlossen 
haben, gelten künftig die gleichen 
Informationspflichten wie sie für 
das GRS eingeführt werden sollen 
(siehe vorheriger Abschnitt).

Herstellereigene Rücknahmesysteme, 
die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
novellierten Gesetzes bereits genehmigt 
sind, gelten längstens bis zum 31. De-
zember 2021 weiterhin als genehmigt. 
Die Pflicht zur Stellung einer Garantie 
gilt erst ab dem 1. Januar 2022.

Ökologische Gestaltung der 
Beiträge
Sowohl das GRS als auch die her-
stellereigenen Systeme sollen dazu 
verpflichtet werden, die Bemessung 
der Herstellerbeiträge so zu gestalten, 
dass bei der Herstellung von Geräte-
batterien Anreize geschaffen werden, 
um die Verwendung von gefährlichen 
Stoffen zu minimieren und die Ver-
wendung von Rezyklaten zu fördern 
(neuer § 7a BattG-E). Auch sollen 
bei der Bemessung der Beiträge die 
Langlebigkeit, Wiederverwendbarkeit 

einschließlich der neu eingeführten 
Ausgleichspflichten (finanzieller Aus-
gleich unter den Rücknahmesystemen, 
siehe unten) schwerwiegend verletzt, 
oder es die festgelegten Sammelziele 
wiederholt nicht erreicht. Die Feststel-
lung kann auch dann entzogen wer-
den, wenn sämtliche am Markt tätigen 
Hersteller aus dem Gemeinsamen 
Rücknahmesystem ausgetreten sind 
oder über sein Vermögen das Insol-
venzverfahren eröffnet wird.
Die Pflichten des Gemeinsamen Sys
tems sollen wie folgt ergänzt werden:
•	 die Pflicht zur flächendeckenden 

Rücknahme von Gerätebatterien 
von allen angeschlossenen Rück-
nahmestellen wird auf die Abho-
lung aus freiwilligen Sammelstellen 
erweitert,

•	 die Abholung hat innerhalb von 
14 Tagen zu erfolgen, sobald 
beim Handel und bei freiwilligen 
Sammelstellen eine Abholmenge 
von 30 kg sowie bei öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern 
und bei Behandlungsanlagen für 
Elektroaltgeräte oder Altfahrzeuge 
eine Abholmenge von 90 kg er-
reicht wurde,

•	 den angeschlossenen Rücknah-
mestellen müssen den gefahrgut-
rechtlichen Anforderungen entspre-
chende Transportbehältnisse und 
Verpackungen zur Nutzung bereit-
gestellt werden,

•	 die bisher schon erforderliche 
Offenlegung der Kosten für Rück-
nahme, Sortierung, Verwertung 
und Beseitigung der zurückgenom-
menen Geräte-Altbatterien gegenü-
ber dem UBA hat jährlich bis zum 
30. April des Folgejahres für das 
vorausgegangene Kalenderjahres 
zu erfolgen.

Dem Gemeinsamen System sollen 
darüber hinaus bestimmte Informati-
onspflichten auferlegt werden. Zu ver-
öffentlichen sind gemäß dem Entwurf 
zukünftig:
•	 die Erfüllung der neu eingeführten 

Verwertungsziele (Verwertungseffi-
zienzen) nach dem diesbezüglich 
erweiterten § 14 BattG (siehe un-
ten) im eigenen System,

•	 seine Eigentums- und Mitgliederver-
hältnisse,
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und Recyclingfähigkeit der Gerätebat-
terien berücksichtigt werden; dabei 
soll sich das Entgelt an den einzelnen 
chemischen Systemen der Gerätebat-
terien orientieren. Die Bestimmungen 
des neuen § 7a sollen ab dem 1. Ja-
nuar 2023 gelten.

Finanzieller Ausgleich unter 
den Rücknahmesystemen
Mit dem ebenfalls neuen § 7b soll 
ein Lastenausgleich zwischen dem 
Gemeinsamen Rücknahmesystem und 
den herstellereigenen Systemen einge-
führt werden. Beide sollen sich gemäß 
§ 7b Abs. 1 BattG-E untereinander 
jährlich zum finanziellen Ausgleich für 
die jeweils im eigenen System erreich-
ten Rücknahmequoten verpflichten; 
dies gilt für alle Geräte-Altbatterien, 
die nicht Blei-Säure-Batterien sind (im 
Entwurf als Nicht-Blei-Altbatterien be-
zeichnet). Hierzu ermittelt die zustän-
dige Behörde (UBA) auf der Basis der 
durch das UBA geprüften Dokumenta-
tionen der Rücknahmesysteme für das 
vorangegangene Kalenderjahr die 
deutschlandweite Rücknahmequote für 
Nicht-Blei-Altbatterien (Gesamtrücknah-
mequote) sowie die jeweils in einem 
Rücknahmesystem erreichte Rücknah-
mequote für Nicht Blei-Altbatterien. 
Ist in einem Rücknahmesystem er-
reichte Rücknahmequote niedriger als 
die Gesamtrücknahmequote, muss das 
betreffende Rücknahmesystem einen 
Ausgleichsbetrag an diejenigen Rück-
nahmesysteme leisten, deren Rücknah-
mequote die Gesamtrücknahmequo-
te übersteigt. Die Verpflichtung zum 
Ausgleich bemisst sich dabei an der 
Differenz zwischen der im jeweiligen 
Rücknahmesystem erreichten Rück-
nahmequote und der Gesamtrücknah-
mequote. Der Ausgleich umfasst die 
Masse an Nicht-Blei-Altbatterien, die 
zur Erreichung der Gesamtrücknah-
mequote im jeweiligen Rücknahme
system zusätzlich erforderlich gewe-
sen wären (Massendifferenz). Der zu 
leistende Ausgleichsbetrag wird be-
rechnet, indem die Massendifferenz 
des jeweiligen Rücknahmesystems 
mit den durchschnittlichen Preisen des 
Gemeinsamen Rücknahmesystems für 
Rücknahme, Sortierung, Verwertung 
und Beseitigung von Geräte-Altbat-
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terien (alle chemischen Systeme und 
Typengruppen, jedoch ohne Blei-Säu-
re-Altbatterien) multipliziert wird. Der 
Ausgleich erfolgt auf Grundlage der 
Feststellungen des UBA und ist inner-
halb eines Monats nach Bekanntgabe 
der Feststellung fällig.
Die neuen Regelungen zum finanziellen 
Ausgleich sollen erstmals für das Kalen-
derjahr 2021 angewandt werden.

Gemeinsame  
Informationspflichten
Neben den Ausgleichspflichten enthält 
der neue § 7b auch Informationspflich-
ten, denen alle Rücknahmesysteme 
(gemeinsames und herstellereigene) 
unterliegen (Abs. 2). Alle Rücknahme-
systeme sollen verpflichtet werden, die 
Endnutzer in angemessenem Umfang 
über ihre Verpflichtung, Gerätebatte-
rien einer von sonstigen Abfällen ge-
trennten Erfassung zuzuführen, sowie 
über die eingerichteten Rücknahme-
stellen und Rücknahmemöglichkeiten 
zu informieren. Die Rücknahmesysteme 
müssen eine gemeinsame einheitliche 
Kennzeichnung für Rücknahmestellen 
entwerfen, sie den Rücknahmestellen 
zur Verfügung stellen und für ihre Nut-
zung werben. Die Information muss in 
regelmäßigen Zeitabständen wieder-
holt werden und soll sowohl lokale als 
auch überregionale Maßnahmen bein-
halten. 
Bei der Vorbereitung der Informations-
maßnahmen sind kommunale Abfallbe-
ratungsstellen, Verbraucherschutzorga-
nisationen, Hersteller- und Handelsver-
bände sowie Bund und Länder zu be-
teiligen. Die verpflichteten Rücknahme-
systeme dürfen gemeinschaftlich auch 
einen Dritten mit der Wahrnehmung 
dieser Aufgabe beauftragen. Dieser 
Dritte hat einen Beirat einzurichten, dem 
die genannten Akteure angehören. Die 
Kosten der Informationsmaßnahmen 
tragen die Rücknahmesysteme entspre-
chend ihrem jeweiligen Marktanteil an 
neu in Verkehr gebrachten Gerätebat-
terien.

Rücknahme von Fahrzeug- und 
Industriebatterien
Hinsichtlich der Rücknahme von Fahr-
zeug- und Industriealtgeräten sieht der 
Entwurf keine Änderungen der bishe-

rigen Regelungen vor. Es bleibt also 
bei der Verpflichtung der Hersteller, 
den Vertreibern für die von ihnen zu-
rückgenommenen Fahrzeug- und In-
dustrie-Altbatterien sowie den Behand-
lungseinrichtungen für die dort anfal-
lenden Fahrzeug- und Industrie-Altbat-
terien eine zumutbare und kostenfreie 
Möglichkeit der Rückgabe anzubieten 
und die zurückgenommenen Altbat-
terien zu verwerten. § 8 BattG wird 
jedoch ergänzt um eine ausdrückliche 
Verpflichtung der Hersteller, die finan-
ziellen und organisatorischen Mittel 
zur Verfügung zu stellen, um ihren 
Rücknahmepflichten nachkommen zu 
können.

Verwertung und Beseitigung 
von Altbatterien
§ 14 BattG wird ergänzt um konkrete 
Anforderungen an die Behandlung 
und Verwertung von Altbatterien. Dem-
zufolge besteht eine Behandlung nach 
dem Stand der Technik immer minde-
stens aus der Entfernung aller Flüssig-
keiten und Säuren. Für die Verwertung 
werden Mindestziele in Form von Ver-
wertungseffizienzen eingeführt:
•	 Bei Blei-Säure-Batterien beträgt die 

Verwertungseffizienz 65 Prozent 
der durchschnittlichen Masse die-
ser Batterieart; dabei ist der Bleige-
halt stofflich so zu verwerten, dass 
das wirtschaftlich zumutbare und 
technisch erreichbare Höchstmaß 
erzielt wird.

•	 Bei Nickel-Cadmium-Altbatterien 
beträgt die Verwertungseffizienz 
75 Prozent der durchschnittlichen 
Masse dieser Batterieart bei einem 
Höchstmaß an stofflicher Verwer-
tung des Cadmiumgehalts, das 
wirtschaftlich zumutbar und tech-
nisch erreichbar ist.

•	 Bei sonstigen Altbatterien beträgt 
die Verwertungseffizienz 50 Pro-
zent der durchschnittlichen Mas-
se.

Behandlung und Lagerung von Altbat-
terien (einschließlich der nur vorüber-
gehenden Lagerung) in Behandlungs-
anlagen dürfen nur an Standorten 
mit undurchlässiger Oberfläche und 
geeigneter, wetterbeständiger Abde-
ckung oder in geeigneten Behältnissen 
erfolgen (neuer Absatz 2a).
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Erfolgskontrolle der  
Rücknahmesysteme
Die im bisherigen Batteriegesetz vor-
gesehenen Instrumente der Erfolgskon-
trolle (Erstellung einer jährlichen Doku-
mentation über die erreichten Sammel- 
und Verwertungsergebnisse durch die 
Rücknahmesysteme und Vorlage beim 
UBA) bleiben erhalten. Jedoch muss 
die Dokumentation jetzt zusätzlich 
Angaben zur Verteilung der jährlichen 
Kosten auf die einzelnen Hersteller mit 
Blick auf die ökologische Gestaltung 
der Beiträge nach dem neuen § 7a 
BattG-E enthalten. Auch muss die Do-
kumentation vor der Vorlage nunmehr 
zwingend (und nicht mehr nur auf Ver-
langen des UBA) durch einen unabhän-
gigen Sachverständigen überprüft und 
bestätigt werden. Wird von der neu 
eingeführten Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, die Stiftung Elektroaltgeräte-
Register (ear) mit hoheitlichen Aufga-
ben zu beleihen, übermittelt das UBA 
die Dokumentation der Rücknahme
systeme auch an die beliehene Stelle, 
einschließlich der Kosten des Gemein-
samen Rücknahmesystems für Rück-
nahme, Sortierung, Verwertung und 
Beseitigung der zurückgenommenen 
Geräte-Altbatterien.

Aufgaben und Befugnisse  
des UBA
Die neuen Paragraphen 19 und 20 
des Entwurfs bezeichnen die Aufga-
ben und Befugnisse des UBA als zu-
ständige Behörde. Hierzu legt § 19 zu-
nächst das UBA als allein zuständige 
Behörde fest. § 20 führt anschließend 
alle Aufgaben des UBA im Rahmen 
des Batteriegesetzes auf. Diese sind
•	 die Registrierung der Hersteller auf 

deren Antrag sowie die Erteilung 
einer Registrierungsnummer,

•	 in Zusammenhang mit der Regis-
trierung die Entgegennahme der 
Bestätigung der Beteiligung eines 
Herstellers, die durch das jeweilige 
Rücknahmesystem erteilt wird,

•	 die Genehmigung von herstellerei-
genen Rücknahmesystemen und in 
Dreijahresabständen die Überprü-
fung auf Fortbestehen der Geneh-
migungsvoraussetzungen,

•	 das Einrichten und Zurverfügung-
stellen eines elektronischen Da-

tenverarbeitungssystems auf der 
Homepage des UBA, über das die 
Registrierungen und die Geneh-
migung herstellereigener Systeme 
beantragt sowie die Herstellerbe-
stätigungen entgegengenommen 
werden,

•	 die Feststellung der Gesamtrücknah-
mequote und der Rücknahmequoten 
der einzelnen Rücknahmesysteme, 
des Gesamtkostensatzes und der 
Beträge zum Kostenausgleich bei 
Nicht-Blei-Altbatterien zum 31. Juli 
jeden Kalenderjahres,

•	 die Veröffentlichung der bei der Re-
gistrierung eingereichten Hersteller-
daten, untergliedert nach den Her-
stellern von Geräte-, Fahrzeug- und 
Industriebatterien, mit den jewei-
ligen Batteriearten, Marken sowie 
dem angeschlossenen Rücknahme-
system (bei Gerätebatterien).

Das UBA ist berechtigt, erteilte Her-
stellerregistrierungen zu widerrufen, 
wenn ein Hersteller die Beteiligung an 
einem Rücknahmesystem nach § 5a 
nicht nachweist, Batterien wiederholt 
nicht oder nicht richtig kennzeichnet 
oder wenn über sein Vermögen ein In-
solvenzverfahren eröffnet wird. Eben-
so kann das UBA die Genehmigung 
eines herstellereigenen Rücknahme
systems widerrufen, wenn dessen Be-
treiber keine Garantie für die Finanzie-
rung der Rücknahme und Entsorgung 
der Geräte-Altbatterien vorlegt, seine 
Rücknahmepflichten schwerwiegend 
verletzt, nicht nur unwesentlich ge-
gen eine mit seiner Genehmigung 
verbundene Auflage verstößt, seine 
Kostenausgleichspflichten für Nicht-
Blei-Altbatterien nicht erfüllt oder wenn 
kein Hersteller beim Betrieb eines ge-
meinsamen Rücknahmesystems mehr 
mitwirkt.

Beleihung der Gemeinsamen 
Stelle nach ElektroG
Das UBA soll gemäß § 21 BattG-E 
ermächtigt werden, die Gemeinsame 
Stelle der Hersteller nach dem Elektro- 
und Elektronikgerätegesetz (ElektroG), 
die Stiftung Elektro-Altgeräte Register 
(ear), mit den in § 20 BattG-E festge-
legten Aufgaben und darüber hinaus 
mit der Berechnung der erzielten Rück-
nahmequoten für Nicht-Blei-Altbatterien 

im Rahmen der Ausgleichsregelungen 
des § 7b BattG-E zu beleihen. Einge-
schlossen sind die Vollstreckung, die 
Rücknahme und der Widerruf der hier-
zu ergangenen Verwaltungsakte. Die 
Stiftung ear muss die ordnungsgemäße 
Erfüllung der ihr übertragenen Aufga-
ben gewährleisten. Diese Bedingung 
gilt als erfüllt, wenn die Geschäftsfüh-
rung zuverlässig und fachlich geeignet 
ist, die notwendige Ausstattung und 
Organisation vorhanden ist und wenn 
die Vorschriften zum Datenschutz und 
zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnis-
sen eingehalten werden. In die Belei-
hung kann die Befugnis eingeschlos-
sen werden, Gebühren und Auslagen 
für die Durchführung der übertragenen 
Aufgaben zu erheben. Soweit bei der 
Erfüllung der Aufgaben ein Aufwand 
entsteht, der nicht durch die Gebüh-
ren- und Auslagenerhebung gedeckt 
ist, oder wenn die Befugnis zur Gebüh-
renerhebung nicht übertragen wird, 
ersetzt das UBA der Gemeinsamen 
Stelle die entstandenen Kosten und 
Auslagen.
Die beliehene Gemeinsame Stelle un-
tersteht hinsichtlich ihrer Funktion im 
Rahmen des BattG der Rechts- und 
Fachaufsicht des UBA. Bei Nichterfül-
lung der übertragenen Aufgaben darf 
das UBA die Aufgaben selbst durch-
führen oder im Einzelfall auch durch 
einen Beauftragten durchführen lassen. 
Es darf der gemeinsamen Stelle die 
Kosten in Rechnung stellen, die ihm 
für die Rechts- und Fachaufsicht entste-
hen. Die Beleihung endet, wenn die 
gemeinsame Stelle aufgelöst ist oder 
wenn sie widerrufen wird, weil die 
Gemeinsame Stelle die übertragenen 
Aufgaben nicht sachgerecht wahr-
nimmt. Die beliehene Stelle kann die 
Beendigung der Beleihung jederzeit 
beim UBA beantragen. In diesem Fall 
entspricht das UBA dem Antrag inner-
halb einer Frist, die zur Übernahme 
der Aufgaben erforderlich ist.

Dr. Martin Albrecht 
martin.albrecht@abfallrecht.org
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Umweltschutz und  
Abfallrecht – EU-Richt­
linien sorgen für  
Umbau des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes 
und des Verpackungs­
gesetzes

Die Verringerung der Umweltver­
schmutzung durch Müll, insbe­
sondere durch die Eindämmung 
von Einwegprodukten und den 
Ausbau von Recyclingvorgängen, 
wird von der EU in den letzten 
Jahren immer entschiedener ver­
folgt. Bereits im Sommer 2018 
hat sie mit der Änderung der Ab­
fallrahmenrichtlinie 2008/98/EG 
unter anderem den Rahmen für 
neue Maßnahmen zur Förderung 
des Übergangs in eine Kreislauf­
wirtschaft und zur Abfallvermei­
dung gesetzt.

Dieses Jahr hat sie es nunmehr besonders 
auf Einwegkunststoffartikel abgesehen, 
denen sie anhand der im Juni erlassenen 
Richtlinie (EU) 2019/904 den Kampf 
ansagt. Die Bundesumweltministerium 
hat bereits reagiert und einen Entwurf für 
die Novellierung des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG) vorgelegt. 

Die Meere und der Plastikmüll
Im Rahmen des Umweltschutzes gehört 
das Problem von Plastikmüll im Meer 
mittlerweile zu den prominenteren The-
men. Aufgrund der zunehmenden Ver-
wendung von Kunststoff in kurzlebigen 
bzw. Einwegartikeln werden die damit 
einhergehenden Produktions- und Ver-
brauchsgewohnheiten immer ineffizienter 
und linearer, was zu einem steigenden 
Aufkommen an Kunststoffabfällen und 
deren Eintrag in die Umwelt, insbeson-
dere in die Meeresumwelt, führt. Der 
„Plastiktrend“ wird laut einer vom NABU 
– Naturschutzbund Deutschland e.V. in 
Auftrag gegebenen Studie, noch wei-
ter zunehmen (https://www.nabu.de/
umwelt-und-ressourcen/ressourcenscho-
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Kreislaufwirtschaft
nung/kunststoffe-und-bioplastik/18737.
html). Einer Studie der Ellen MacArthur 
Foundation zufolge könnte der Plastik-
müll im Meer bis 2050 sogar mehr wie-
gen, als alle Fischschwärme zusammen-
genommen (https://www.sueddeutsche.
de/wissen/kunststoff-im-ozean-mehr-plas
tik-als-fische-im-meer-1.2826984).
Plastikmüll ist jedoch nicht nur für die 
Meere gefährlich, sondern, zum Beispiel 
aufgrund der Verbrennung von Kohlen-
dioxid, auch klima- und gesundheits-
schädigend. Insbesondere da Kunststoff 
günstig im Einkauf und scheinbar immer 
verfügbar ist, bleibt dieser für Unterneh-
men und Verbraucher aber weiterhin 
attraktiv, weshalb der NABU vor allem 
die Politik in der Pflicht sieht. Von die-
ser fordert er ein sofortiges Umdenken. 
Ein „business as usual“ komme nicht in 
Frage (https://www.nabu.de/umwelt-
und-ressourcen/ressourcenschonung/
kunststoffe-und-bioplastik/18737.html). 
Bundesumweltministerin Schulze pflich-
tet dem bei. „Vorsorge muss vor Nach-
sorge stehen. Ich setze mich dafür ein, 
dass wir Meeresmüll gar nicht erst ent-
stehen lassen. Wir müssen Kunststoffe in 
ihrem gesamten Lebenszyklus, vom Pro-
duktdesign, dem Produktionsprozess bis 
hin zum Recycling nachhaltiger und res-
sourceneffizienter einsetzen“, so Schulze 
(https://www.bmu.de/pressemitteilung/
g7-umweltministerinnen-und-minister-dis-
kutieren-massnahmen-gegen-klimawan-
del-meeresmuell-und-ressour/).

Einweg-Kunststoff-Richtlinie 
(Richtlinie 2019/904/EU)
Zumindest das Europäische Parlament 
und der Europäische Rat wollen dem 
steigenden Aufkommen an Kunststoff
abfällen und deren Eintrag in die Umwelt 
nunmehr etwas entgegensetzen und ha-
ben hierfür die Einweg-Kunststoff-Richtli-
nie (EU) 2019/904 vom 5. Juni 2019 
über die Verringerung der Auswirkungen 
bestimmter Kunststoffprodukte auf die 
Umwelt erlassen, welche am 12. Juni 
2019 im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht wurde. Es finden sich 
hierin insbesondere Vorschriften über die 
Regulierung bzw. das Verbot bestimmter 
Einwegkunststoffartikel und von Artikeln 
aus oxo-abbaubarem Kunststoff sowie 
Fanggeräten, die Kunststoff enthalten. 
Mit der Richtlinie richtet sich die Euro-

päische Union an ihre Mitgliedstaaten, 
welche die darin enthaltenen Vorschriften 
grundsätzlich bis zum 3. Juli 2021 ver-
bindlich für die jeweiligen Staaten um-
setzen sollen. 
Die Mitgliedstaaten sollen danach unter 
anderem alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um eine „ehrgeizige und dauer-
hafte Verminderung des Verbrauchs“ ei-
niger bestimmter Einwegkunststoffartikel 
(z.B. Getränkebecher) herbeizuführen. 
Das Inverkehrbringen anderer Einweg-
kunststoffartikel (z.B. Besteck, Teller, 
grundsätzlich auch Trinkhalme) und Ar-
tikel aus oxo-abbaubarem Kunststoff soll 
sogar verboten werden. 
Der Grund für den besonderen Fokus auf 
oxo-abbaubare Kunststoffe liegt darin, 
dass es sich bei deren „Fragmentierung“ 
(Bildung kleiner Fragmente, die kaum 
weiter abgebaut werden) leider nicht 
um einen biologischen Abbau handelt. 
Der Kunststoff wird nicht vollständig von 
Mikroorganismen zersetzt und ist nicht 
kompostierbar.
Es werden zudem verschiedene Produk-
tanforderungen und Kennzeichnungs-
vorschriften festgelegt und die Hersteller 
bestimmter Artikel sollen eine größere 
Verantwortung tragen. Hierfür sollen 
sogenannte „Regime der erweiterten 
Herstellerverantwortung“ eingeführt 
werden, in deren Rahmen die Herstel-
ler bestimmter Einwegkunststoffartikel 
z.B. auch verpflichtet werden sollen, be-
stimmte Reinigungskosten zu tragen. 
Der Begriff des Herstellers ist für die Zwe-
cke dieser Richtlinie relativ weit zu verste-
hen (vgl. Art. 3 Nr. 11 der Richtlinie). Bei 
Inverkehrbringen der betreffenden Artikel 
in dem Mitgliedstaat, in dem der „Her-
steller“ niedergelassen ist, sind hiervon 
grundsätzlich auch (gewerbsmäßige) 
Befüller, Verkäufer und Importeure um-
fasst. Zudem fällt unter den Begriff jede 
natürliche oder juristische Person, die in 
einem Mitgliedstaat oder einem Drittland 
niedergelassen ist und die betreffenden 
Artikel gewerbsmäßig mittels Fernab-
satzverträgen direkt an private Haus-
halte oder an andere Nutzer in einem 
anderen Mitgliedstaat verkauft. Ausge-
nommen sind hiervon jeweils Personen, 
die einer Fischereitätigkeit im Sinne des 
Art. 4 Nr. 28 der Verordnung (EU) Nr. 
1380/2013 nachgehen.
Die Richtlinie bedarf zu ihrer unmittel-
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baren Wirksamkeit noch der Umsetzung 
durch die Mitgliedstaaten. Im Rahmen 
einer weitsichtigen Planung ist es Unter-
nehmern jedoch zu empfehlen, bereits 
jetzt zu prüfen, ob von ihnen hergestellte 
oder in Verkehr gebrachte Artikel von 
der Richtlinie und daher von zukünftigen 
nationalen Regelungen betroffen sind 
bzw. sein werden und gegebenenfalls in 
welchem Ausmaß.

Kritik aus der Wirtschaft
Kurz nach der Veröffentlichung der Ein-
weg-Kunststoff-Richtlinie wurde bereits 
Kritik laut. So warnt die Arbeitsgemein-
schaft Verpackung + Umwelt, der u.a. 
Aldi Süd, Coca Cola, Ferrero und der 
Grüne Punkt angehören, in einer Presse-
mitteilung vor unbeabsichtigten Folgen 
der Richtlinie für Verbraucher und den 
Binnenmarkt. Der Verband, der das Ziel 
der Richtlinie, gegen Verschmutzung von 
Umwelt und Meeren durch Kunststoffa-
bfälle wirksam vorzugehen, nach eige-
ner Aussage grundsätzlich unterstützt, 
bemängelt den zu geringen Ausgestal-
tungsspielraum für die Mitgliedstaaten 
und den zu tempogetriebenen Entwick-
lungsprozess der Richtlinie, welcher 
weder den Mitgliedstaaten noch der 
betroffenen Wirtschaft ausreichend Zeit 
für eine angemessene Mitwirkung an der 
Gesetzgebung gegeben habe. Inhaltlich 
kritisiert der Verband unter anderem, 
dass der Gesetzgeber es sich zu einfach 
mache, wenn er den Reinigungsaufwand 
für achtlos weggeworfene Produkte und 
Verpackungen zukünftig den Herstellern 

in Rechnung stellen will (http://www.
agvu.de/de/agvu-warnt-vor-unbeab-
sichtigten-folgen-der-eu-einweg-kunststoff-
richtlinie-fuer-verbraucher-hersteller-und-
den-binnenmarkt-1403/). 
Ähnlich äußert sich der Deutsche Ziga-
rettenverband. Die Einweg-Kunststoff-
Richtlinie sieht auch Restriktionen für Ta-
bakproduktfilter vor. Die Hersteller sollen 
sich an den Entsorgungskosten beteiligen 
und zusätzlich die Verpackung entspre-
chend kennzeichnen. Der Verband will 
gerne einen Beitrag zum Schutz der Um-
welt leisten, sieht die Verantwortung für 
achtlos weggeworfene Zigarettenkippen 
aber eher im Fehlverhalten von einer 
Minderheit unter den Rauchern. Es sei 
daher nicht richtig, die Verantwortung 
für weggeworfene Zigarettenabfälle nur 
den Herstellern aufzuerlegen. Stattdes-
sen sei es sinnvoller, die Sensibilisierung 
und Änderung des Verbraucherver-
haltens nachhaltig zu verändern, aber 
nicht durch höhere Gebühren für die 
Hersteller. Der Verband teilt mit, dass in 
der Industrie die Bereitschaft vorhanden 
sei, hierzu einen Beitrag zu leisten und 
freiwillig Maßnahmen und Aufklärungs-
kampagnen zu unterstützen (https://
www.zigarettenverband.de/themen/
sup-einwegplastik#1565176585787-
f759c856-22f9).  

Referentenentwurf für Novelle 
des KrWG
Das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit (BMU) 
hat Anfang August einen Gesetzentwurf 

zur Umsetzung der Abfallrahmenricht-
linie (Richtlinie 2008/98/EG) und der 
Einweg-Kunststoff-Richtlinie vorgelegt. 
Die auf europäischer Ebene angesto-
ßenen Entwicklungen werden zum An-
lass genommen, eine Novellierung des 
nationalen Kreislaufwirtschaftsrechts in 
die Wege zu leiten. Dabei sollen das 
Ressourcenmanagement und die Res-
sourceneffizienz in Deutschland optimiert 
werden. Der Fokus liegt dabei auf der 
Abfallvermeidung, einer Verstärkung 
des Recyclings und der verbesserten 
Schließung von Kreisläufen. Bis zum Jahr 
2020 soll das Gesetzgebungsverfahren 
abgeschlossen sein. Neben der Novelle 
des KrWG soll bis Sommer 2021 eine 
Novelle des Verpackungsgesetzes erfol-
gen, die ebenfalls die Regelungen der 
Einweg-Kunststoff-Richtlinie aufgreifen 
wird.  
Folgende Anpassungen sind u.a. im 
Referentenentwurf vorgesehen: 
•	 Konkretisierung der Anforderungen 

für das Ende der Abfalleigenschaft;
•	 Anhebung und Neuberechnung der 

Recyclingquoten für bestimmte Abfall-
arten (insbesondere von Papier, Me-
tall, Kunststoff und Glas, aber auch 
von Siedlungsabfällen) und weitere 
Reduzierung der Deponierung von 
Abfällen;

•	 Verpflichtung von Bund und Ländern, 
die Handlungsmöglichkeiten zur Er-
füllung der Recyclingquoten auszu-
nutzen. Im Referentenentwurf für das 
novellierte Kreislaufwirtschaftsgesetz 
sind die adäquaten Instrumente zur 
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LED-Beleuchtung: 
Deutschland hat  
großen Nachholbedarf 
Ob in der Außen- und Verkehrs­
beleuchtung oder der Illumina­
tion von öffentlichen Gebäuden: 
Viel zu wenige Städte und Kom­
munen setzen in Deutschland 
auf umweltschonende LED-Be­
leuchtung

Deutschland wird seinen CO2-Ausstoß 
nicht wie ursprünglich geplant bis 2020 
um 40 Prozent reduzieren können. Laut 
Klimaschutzbericht des Bundesumwelt-
ministeriums ist aktuell davon auszuge-
hen, dass die bisherigen Maßnahmen 
bis dahin nur eine Minderung der 
Treibhausgasemissionen um etwa 32 
Prozent gegenüber 1990 erzielen wer-
den. Betrachtet man die aktuellen Ent-
wicklungen im Verkehrswesen, könnte 
die Lücke möglicherweise noch größer 
ausfallen. Trotz dieser misslichen Lage 
bleiben konkrete Vorschläge der Bun-
desregierung zur Beschleunigung der 
CO2-Reduktion Mangelware – bisher 
jedenfalls. Es besteht dringender Hand-
lungsbedarf.
Als erste Kommune in Deutschland hat 
Konstanz bereits im Mai 2019 den 
Klimanotstand ausgerufen. Inzwischen 
sind der Stadt am Bodensee zahlreiche 
weitere gefolgt: Köln, Düsseldorf, Saar-
brücken, Wiesbaden, Kiel, Bochum, 
Karlsruhe. Diese Liste ließe sich noch 
um ein Vielfaches ergänzen. In sieben 
der 16 Bundesländer haben Städte und 
Kommunen bisher den Klimanotstand 
verkündet (Stand: September 2019). 
Die Aktion an sich ist zwar rein sym-
bolisch und hat keine rechtlichen Kon-
sequenzen. Alle haben jedoch gemein, 
dass sie dringend Maßnahmen zum 
Klimaschutz ergreifen müssen.

LEDs kommen bei Kommunen 
nur sehr langsam an
Auf dem Weg in ein klimaneutrales 
Deutschland ist der Wechsel auf die 
neueste LED-Technologie eine der viel-
versprechendsten, schnellsten und nach-
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Verstärkung des Recyclings und der 
Vorbereitung zur Wiederverwendung 
umgesetzt;

•	 Verschärfung und Ausdehnung von 
Getrenntsammlungspflichten für Ab-
fälle zur Verwertung/Recycling sowie 
der Ausbau der Verpflichtung zur Ab-
fallberatung;

•	 Bevorzugungspflicht für ökologisch 
vorteilhafte Erzeugnisse bei öffent-
licher Beschaffung 

•	 Verschärfung der Vermischungsver-
bote für gefährliche Abfälle;

•	 detailliertere Vorgaben für die Umset-
zung der Produktverantwortung und 
die diesbezüglichen Rücknahme
regime;

•	 Verstärkung der Vermeidung von 
Abfällen (u.a. von Lebensmittelabfäl-
len);

•	 Ausbau und Spezifizierung der Ab-
fallvermeidungsprogramme.

Zusätzlich wird die vorgesehene Ver-
pflichtung der Produzenten aus der 
Einweg-Kunststoff-Richtlinie (v.a. Sensibi-
lisierung, Beteiligung an Kosten zur Rei-
nigung der Umwelt) umgesetzt. Der Ent-
wurf wurde Verbänden und Institutionen 
zur Verfügung gestellt. Stellungnahmen 
stehen noch aus. 

Konsequenzen für die  
Wirtschaft
Der Spielraum bei der nationalen Umset-
zung der Richtlinien wurde beim vorge-
legten Entwurf nicht ausgereizt. Die Vor-
gaben aus den Richtlinien wurden wei-
testgehend komplett übernommen oder 
gehen sogar darüber hinaus. So sind die 
Klarstellung zur Klagebefugnis für öffent-
lich-rechtliche Entsorgungsträger bei ge-
werblichen Sammlungen (§ 18 Abs. 8), 
die Verbesserung der öffentlichen Be-
schaffung (§ 45), die neue Obhutspflicht 
als Weiterentwicklung der Produktverant-
wortung (§ 23 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
Nr. 11, § 24 Nr. 10) sowie die freiwilli-
ge Rücknahme von Produkten und Abfäl-
len (§ 26) restriktiver als die Vorgaben in 
der Richtlinie. Allerdings verfügt Deutsch-
land im europäischen Vergleich bereits 
über eine hinsichtlich des Bemühens um 
eine saubere Umwelt sensibilisierte Wirt-
schaft. Mit neuen Rahmenbedingungen 
konfrontiert sind gewerbsmäßige Her-
steller, Bevollmächtigte, Importeure, Ver-
treiber und Abfüller bzw. Befüller von 

(Einweg-)Kunststoffprodukten - bzw. aus 
bestimmten (Einweg-)Kunststoffprodukten 
entstehenden Abfällen.
Des Weiteren können z.B. Entsorgungs-
unternehmen von den neuen Regelungen 
tangiert sein.
Zu beachten ist, dass die neue Rege-
lung in § 18 Abs. 8 und § 45 nicht and 
die Wirtschaft adressiert ist, sondern 
sich an die Verwaltung richtet. Zudem 
ist die neue Obhutspflicht erst dann für 
Unternehmen zu beachten, wenn eine 
korrespondierende Verordnung in Kraft 
getreten ist. Die Erweiterung der Anzei-
gepflicht ist zu marginal, als dass daraus 
mit einem spürbaren zusätzlichen Erfül-
lungsaufwand der Wirtschaft zu rechnen 
ist. 
Ein großer Diskussionsbedarf wird er-
wartet bei den im Entwurf vorgesehenen 
Änderungen zum öffentlichen Beschaf-
fungswesen sowie zur Produktverant-
wortung. 
Bei der vorgesehenen Verordnungs-
ermächtigung zum Mindesteinsatz
gehalt von Sekundärrohstoffen werde 
innerhalb der Bundesregierung noch 
geprüft, ob „es einer solchen Verrecht-
lichung bedarf“, heißt es aus dem 
Umweltministerium. Vorgesehen ist, die 
öffentliche Hand zu verpflichten bei 
der Beschaffung oder Verwendung von 
Material und Gebrauchsgütern, bei 
Bauvorhaben und sonstigen Aufträgen 
bevorzugt Erzeugnisse zu erwerben, die 
besonders ressourcenschonend und teil-
weise aus Rezyklaten hergestellt worden. 
Dies stellt eine Verschärfung der bishe-
rigen Regelung dar, wonach für öffent-
liche Stellen eine Prüfpflicht hinsichtlich 
der genannten Produkteigenschaften bei 
der Beschaffung besteht. Bleibt es bei der 
Regelung aus dem Entwurf, ist auch mit 
Anpassungen im Vergaberecht zu rech-
nen. Dies würde wiederum angesichts 
des Beschaffungsvolumens öffentlicher 
Stellen in Deutschland, auch die Wirt-
schaft tangieren. 

Ass. jur. Leonard v. Schultzendorff  
und Ass. jur. Clemens C. Nause 

CertLex AG, Hamburg
info@certlex.de
www.certlex.de

Klimaschutz
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haltigsten Handlungsoptionen. Betrach-
tet man die Energieinfrastruktur unserer 
Städte, so resultiert ein Großteil des 
Energieverbrauchs aus der Beleuchtung. 
Besonders hoch, bei rund 80 Prozent, 
ist das Einsparpotenzial in Gemeinden, 
die noch auf Quecksilberdampflampen 
vertrauen. Seit Ende 2015 dürfen nach 
den EU-Richtlinien veraltete Leuchtmittel 
wie ebenjene Quecksilberdampflam-
pen nicht mehr in den Markt gebracht 
werden. Ein generelles Verbot wurde 
seinerzeit nicht ausgesprochen. Die 
EU-Verordnung sieht aber vor, dass die 
in der Außen- und Verkehrsbeleuchtung 
weitverbreiteten Leuchtmittel stufenweise 
vom Markt genommen und durch mo-
derne Technologien ersetzt werden, die 
bestimmte Effizienzklassen erreichen.
Dennoch waren nur 20 Prozent der 
Lichtpunkte im Jahr 2018 nach An-
gaben des Zentralverbands Elektro-
technik- und Elektronikindustrie (ZVEI) 
LED-saniert. Überall dort, wo noch ver-
altete Leuchtstoffröhren in Betrieb sind, 
stecken in der Umrüstung auf strom-
sparende, langlebige LED-Leuchtmittel 
beachtliche Einsparpotenziale. Zudem 
leuchten LEDs Straßen, Plätze, Parkan-
lagen und Wege deutlich besser aus 

als herkömmliche Lösungen.
Viele Städte und Kommunen haben die 
Dringlichkeit zu weitreichenden Um-
weltschutzmaßnahmen zwar erkannt. 
Bisher bleibt es jedoch bei Lippenbe-
kenntnissen und mündet noch nicht 
vollends in konkretem Handeln. Mit 
der Sanierung der Verkehrs- und Ge-
bäudebeleuchtung schonen Städte und 
Kommunen langfristig nicht nur ihre 
Haushalte. Sie präsentieren sich darü-
ber hinaus umweltbewusst und leisten 
einen wertvollen Beitrag zur Erreichung 
der Klimaschutzziele.

Schlüsseltechnologie für den 
Klimaschutz
Die neueste Generation von LED-Leucht-
röhren ist nicht nur sehr energieeffizi-
ent, sie weist auch mit bis zu 100.000 
Stunden Leuchtdauer eine deutlich län-
gere Lebensdauer als herkömmliche 
Leuchtmittel auf. Zu den eingesparten 
Stromkosten addieren sich zudem noch 
die verringerten Betriebskosten, also 
die Aufwendungen für die Leuchtmittel, 
den Entsorgungsaufwand für ausge-
brannte Leuchtstoffröhren sowie War-
tungskosten. Weitere Vorteile sind die 
sehr gute Farbwiedergabe, gleichmä-

ßige Helligkeit und ihr zielgerichtetes 
Licht, welches nur da ankommt, wo es 
hinsoll. 
So könnte nach Berechnungen von 
German LED Tech eine mittelgroße 
deutsche Stadt mit etwa 1.100 Leucht-
stoffröhren allein durch den Umstieg 
auf die neueste LED-Technik circa 
5.000 Tonnen des Treibhausgases 
CO2 einsparen – über eine 20-jäh-
rige Lebensdauer der Leuchten. Das 
entspricht in etwa dem Jahresausstoß 
von 3.750 PKWs. Nach Angaben des 
ZVEI könnten deutsche Kommunen mit 
effizienter Lichttechnik allein bei der 
Verkehrsbeleuchtung jährlich bis zu 
2,2 Mrd. Kilowattstunden (kWh) an 
Energie und 1,4 Mio. Tonnen an CO2-
Emissionen einsparen. Das entspricht 
in etwa drei bis vier Kernkraftwerken.
Da wir unser nationales Klimaziel 
für 2020 klar verfehlt haben, sollte 
Deutschland nun die europäischen 
Klimaziele bis 2030 ins Auge fassen 
und sich endlich zu durchschlagenden 
Klimaschutzmaßnahmen verpflichten. 
Aus ökologischer Sicht ist die LED-Sa-
nierung eine sinnvolle Maßnahme, um 
den steigenden Temperaturen auf der 
Erde entgegen zu wirken.

Das alles erhalten Sie zu einem günstigen Mitgliedsbeitrag.

Verband der Betriebsbeauftragten e.V.
Alfredstr. 77/79   45130 Essen   Telefon 0201 / 95971-15

VBU
Interessenvertretung Aller, die in Betrieben
technische Beauftragtenaufgaben erfüllen

Beratung der Mitglieder in allen Belangen
ihrer Beauftragtenstellung.

Informationen über Neuerungen auf Gebieten wie
Immissionsschutz, Gewässerschutz und Abfallwirtschaft.

Förderung von Kontakten und Informationsaustausch 
zwischen den Betriebsbeauftragten und der Wirtschaft, 
der Öffentlichkeit, den staatlichen Organen und der Politik.

Beteiligung an den Gesetzgebungsverfahren,
die die Stellung der VBU-Mitglieder berühren.

Senden Sie mir ausführliche Unterlagen über eine 
Mitgliedschaft im Verband der Betriebsbeauftragten e.V.
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Name

Firma, Behörde, Verwaltungs-/Dienstelle
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volle Funktionsgarantie. Damit steht 
dem kurzfristigen Umstieg nichts mehr 
im Wege. Außerdem gilt es zu prüfen, 
ob bei Bund oder Land Fördermittel für 
die Umstellung auf effiziente Beleuch-
tung beantragt werden können.

Großzügige Förderungen durch 
Bund und Land
Wie etwa in Rheinland-Pfalz, wo trotz 
des Angebots an Fördermitteln lediglich 
fünf Prozent der circa 2.300 Städte und 
Gemeinden ihre Straßenbeleuchtung 
auf LED umgerüstet haben. Obwohl 
mehr als jede siebte Lampe in die Kate-
gorie „Quecksilberdampf“ fällt (Stand: 
Mai 2019). Wie die rheinland-pfälzi-
sche Umweltministerin Ulrike Höfken 
mitteilte, könnten die Kommunen dort 
rund 70 Prozent ihrer CO2-Emissonen 
und rund 58 Prozent des Energiever-
brauchs einsparen, wenn sie die Um-
stellung vollziehen würden. Die Kosten 
dafür werden zu 90 Prozent vom „Kom-
munalen Investitionsprogramm 3.0“ des 
Bundes gefördert. 80 Prozent trägt der 
Bund, zehn Prozent das Land. 
Eine bundesweite Vorreiterrolle im 
Kampf gegen Lichtverschmutzung 
nimmt dagegen die osthessische Stadt 
Fulda ein. Lichtverschmutzung bezeich-
net die Aufhellung des Nachthimmels 
durch künstliche Lichtquellen, etwa von 
Außenbeleuchtung, deren Licht in die 
Atmosphäre strahlt. Da zu viel und 
vor allem falsch gerichtetes, schlecht 
gesteuertes Licht in kalten Lichtfarben 
nachweislich das Leben vieler nacht-
aktiver Arten beeinträchtigt, Pflanzen 
stört und die Gesundheit der Men-
schen belastet, ist die Umrüstung von 
Außen- und Verkehrsbeleuchtung auf 
nach unten gerichtete LED-Lampen eine 
bedarfsgerechte und umweltfreund-
liche Alternative. So wurden in Fulda 
bereits mehr als 500 Leuchten auf LED 
umgerüstet, die zwischen 22:30 und 
5:30 Uhr um 50 Prozent gedimmt sind. 
Daraus resultiert schon jetzt neben 
enormer Kostensenkung eine Energie-
ersparnis von etwa 80.000 kWh pro 
Jahr, was wiederum einen Beitrag zum 
Klimaschutz leistet.
Wie eingangs erwähnt, hat ein Großteil 
der deutschen Städte und Kommunen 
den Handlungsbedarf erkannt. In ihrer 
Umsetzung sind leider die wenigsten so 
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weit wie die Stadt Fulda. An dieser Stel-
le soll daher nicht unerwähnt bleiben, 
dass aktuelle gesellschaftliche Entwick-
lungen, wie die zunehmende Konzen-
tration der Bevölkerung in städtischen 
Gebieten und mehr urbaner Lebens-
raum, die Notwendigkeit zur Umstel-
lung zusätzlich befeuern. Um möglichst 
langfristig im städtischen Raum eine 
hohe Lebensqualität zu gewährleisten, 
sind gezielte Investitionen in eine nach-
haltige Verkehrsinfrastruktur mit intelli-
genten Lichtlösungen gefragt. Sicherheit 
auf Straßen und allen Verkehrswegen 
wird im hohen Maße durch die richtige 
Beleuchtung beeinflusst. Neben den 
Sicherheits- und Umweltaspekten trägt 
die innovative Beleuchtung natürlich 
auch wesentlich zum besseren Erschei-
nungsbild bei. Obwohl Funktionalität 
und Einsparpotenzial an erster Stelle 
stehen, werden die Atmosphäre und 
das Ambiente einer Stadt maßgeblich 
durch das Licht bestimmt. 

Gute Gründe für eine  
Modernisierung
Fassen wir kurz zusammen: Von einer 
energieeffizienten und umweltscho-
nenden Beleuchtung inklusive intelli-
genter Lichtsteuerung würden wir alle 
profitieren – Städte und Kommunen 
genauso wie Mensch, Klima und Na-
tur. Mit der Umrüstung auf LED ließen 
sich der Energieverbrauch, der CO2-
Ausstoß und die Betriebskosten massiv 
reduzieren. Einige deutsche Städte ha-
ben dies bereits erkannt und erfolgreich 
umgesetzt, viel zu viele zögern aber 
noch immer. Angesichts der neuen EU-
Standards, intelligenter Mietkonzepte 
und attraktiver Förderprogramme durch 
Bund und Länder ist für eine Investition 
in die neue LED-Beleuchtung nun genau 
der richtige Zeitpunkt. Für das Erreichen 
der ehrgeizigen deutschen und europä-
ischen Einsparziele bis 2030 sind der 
Einsatz effizienterer Technologie und 
das Harmonisieren von Urbanität, Öko-
logie und Nachhaltigkeit unabdingbar. 
Gelingt der Umstieg auf neue Beleuch-
tungstechnologien nicht, werden die 
gesetzten Ziele nur sehr schwer zu er-
reichen sein.

Stefan Svanberg
German LED Tech GmbH

In drei Schritten zur  
LED-Sanierung
Städte und Kommunen, die sich mit dem 
Gedanken beschäftigen „grünes Licht“ 
in städtische Gebäude, in den öffent-
lichen Raum und auf die Straße zu brin-
gen, sollten als erstes eine Licht-Inventur 
der vorhandenen Lichtpunkte durch-
führen und sich eine Übersicht über 
die Beschaffenheit der vorhandenen 
Beleuchtungsanlagen verschaffen. Da-
bei sollte auch die Durchführung einer 
LCC-Analyse (Lifetime Cost Calculation) 
erfolgen. In der Regel ist ein Umstieg 
auf LED-Leuchtmittel möglich, ohne die 
vorhandenen Leuchten auszutauschen. 
Dennoch sollte das Alter der Leuchten 
und deren Wartungskosten im zweiten 
Schritt in eine Kosten-Nutzen-Rechnung 
einbezogen werden. Beim Bau neuer 
Straßenzüge sollte einer einheitlichen 
LED-Beleuchtung grundsätzlich Vorrang 
eingeräumt werden.
Beim wirtschaftlichen Vergleich der 
vorhandenen Beleuchtung und der 
zukünftigen LED-Beleuchtung sollten 
letztendlich die gesamten Lebenszyklus-
Kosten nebeneinandergestellt werden. 
Die Langlebigkeit der LED-Röhren und 
ihr geringer Wartungsaufwand spie-
len hier besondere Rollen. Einige LED-
Anbieter wie German LED Tech bieten 
intelligente Mietkonzepte an, die den 
Umstieg auf die umweltschonende LED-
Beleuchtung bei gleichzeitiger Kosten
ersparnis ermöglichen. Bei Armaturen 
mit einem konventionellen Vorschaltge-
rät benötigt man nur den Starter durch 
einen Dummy zu ersetzen. Danach 
ist die LED-Leuchtröhre montiert. Bei 
Armaturen mit einem elektronischen 
Vorschaltgerät muss ein Fachmann die 
Umstellung bewerkstelligen. Oftmals 
scheuen die Verantwortungsträger den 
Umstieg auf die neue LED-Technik, weil 
sie fälschlicherweise von hohen Investi-
tionskosten und einem großen Umbau-
aufwand ausgehen.  
Dabei sorgt das Mietkonzept dafür, 
dass die neuen Röhren inklusive der 
Montage in den vorhandenen Arma-
turen sowie die Entsorgung der Altröh-
ren aus einer Hand geliefert werden. 
Der Kunde spart bis zu 60 Prozent der 
bisher anfallenden Stromkosten, trotz 
monatlicher Miete. Darüber hinaus be-
steht während der gesamten Mietzeit 



Klimawandel hat  
gravierende Folgen 
für Meere und  
Polargebiete

Der Weltklimarat IPCC hat am 
25. September 2019 in Mona­
co den „Sonderbericht über den 
Ozean und die Kryosphäre in 
einem sich wandelnden Klima“ 
(Special Report on the Ocean 
and Cryosphere in a Changing 
Climate, SROCC) vorgestellt. 

Der Bericht zeigt: Der Klimawandel hat 
schon heute gravierende Folgen für die 
Meere und Polargebiete. Die Ozeane 
erwärmen und versauern zunehmend, 
die Zahl der marinen Hitzewellen 
steigt, der Anstieg des Meeresspiegels 
beschleunigt sich.
Der Sonderbericht fasst den wissen-
schaftlichen Kenntnisstand über Aus-
wirkungen des Klimawandels auf Oze-
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Klima

28.–29. November 2019
Europäische Wasserkraftmesse mit Kongress
European hydropower trade fair 
with conference

www.renexpo-hydro.eu

# RenexpoAustria
/ Renexpo.Austria

ane sowie Schnee- und Eisgebiete der 
Erde und damit verbundene Risiken für 
Natur und Mensch zusammen, und er 
zeigt Handlungsoptionen zum Umgang 
mit den erwarteten Änderungen auf.
Der Sonderbericht zeigt: Der Meeres-
spiegelanstieg hat sich in den zurücklie-
genden Jahrzehnten deutlich beschleu-
nigt, insbesondere weil die Eisschilde 
und Gletscher der Erde schrumpfen und 
sich wärmer werdendes Meerwasser 
ausdehnt. Die Wasserpegel werden bis 
zum Ende des 21. Jahrhunderts und da-
rüber hinaus ansteigen, bis Ende 2300 
möglicherweise um mehrere Meter, 
wenn es der Menschheit nicht gelingt, 
die Erwärmung auf unter zwei Grad 
Celsius zu begrenzen. Die Gefahr von 
Überflutungen in den Küstengebieten 
steigt demzufolge, auch in Mitteleuro-
pa.
Der Meeresspiegel wird bei unzurei-
chenden Klimaschutzmaßnahmen der 
internationalen Staatengemeinschaft er-
höht bleiben. Bei Sturmfluten wird das 
Meerwasser an den Küsten höher auf-
laufen. Bestehender Schutz vor Hoch-
wasser könnte dann für die Küsten und 
das Land hinter den Deichen nicht mehr 

wirksam sein. Der Klimawandel verstär-
kt bereits heute die menschengemach-
ten Belastungen der Meere. Das führt 
zu marinen Hitzewellen, vermehrten 
Sauerstoffmangelzonen und hat nega-
tive Folgen für marine Ökosysteme und 
Nahrungsnetze, wenn Tier- und Pflanze-
narten in dieser Umgebung nicht mehr 
leben können und in andere Gegenden 
abwandern.
Die Polargebiete haben sich bereits 
jetzt stärker erwärmt als der Rest der 
Welt. Die Eisschilde auf Grönland und 
in der Antarktis schrumpfen, das Meer-
eis in der Arktis geht dramatisch zurück, 
gleichzeitig taut der Permafrostboden. 
Diese nachweislichen Veränderungen 
haben nicht nur Auswirkungen auf die 
Ökosysteme, sondern auch auf die 
Menschen in diesen Regionen, wenn 
sich zum Beispiel die Lebensräume und 
das Vorkommen von Fischarten verän-
dern oder Infrastrukturen durch den in-
stabilen Boden einstürzen.
Der Bericht zeigt auch für das gefrorene 
Land eindringlich: Weit reichender Glet-
scherrückzug, der zunehmende Verlust 
von polarem Inlandeis, eine geringere 
Ausdehnung und Dauer der Schneebe-
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deckung sowie das Auftauen und die 
Degradation von Permafrostböden wer-
den sich in den nächsten Jahrzehnten 
fortsetzen. In Hochgebirgsregionen, 
einschließlich der europäischen Alpen, 
kann der Rückgang der Gletscher zu 
großen Problemen bei der Wasserver-
sorgung führen. 
Das Umweltbundesamt fordert wie die 
Wissenschaft den notwendigen Klima
schutz, um Erwärmung und Versaue-
rung sowie Folgen für die Meere und 
Polarregionen wie Zunahme mariner 
Hitzewellen und Abschwächung der 
atlantischen Zirkulation zu verringern. 
Außerdem müssen Einträge von Nähr- 
und Schadstoffen spürbar reduziert 
werden, um die Widerstandsfähigkeit 
gegenüber Klimaveränderungen und 
Pufferkapazitäten von Ökosystemen zu 
stärken.
Download der Hauptaussagen des 
IPCC-Sonderberichts in deutscher Über-
setzung unter: https://www.de-ipcc.
de/252.php

Umweltbundesamt

Ressourceneinsatz  
entlang der Lieferkette 
gewinnbringend  
planen

Effizienz und Wirtschaftlichkeit 
– auf diesen Säulen fußen lo­
gistische Prozesse unabhängig 
von Umfang und Branche. Wer 
beiden Kriterien in vollem Um­
fang gerecht werden möchte, 
muss seine Ressourcen gewinn­
bringend einsetzen. 

„Je genauer sich Abläufe planen las-
sen, desto gezielter können Personal-, 
Waren-, Raum- und Zeitbestände zum 
Einsatz kommen“, erläutert Sebastian 
Odrich, Geschäftsführer der sdbn So-
lutions GmbH. „Neben einer voraus-
schauenden Planung kommt es im Sup-
ply Chain Management jedoch auch 
auf eine möglichst hohe Flexibilität an. 
In beiden Fällen bietet die Digitalisie-

rung hilfreiche Ansätze.“

Zielgerichtete Planung erzeugt 
Mehrwert
Disposition erfordert Weitsicht – doch 
die zahlreichen komplexen Abläufe 
entlang der Lieferkette können jeder-
zeit durch unvorhergesehene Ereig-
nisse durcheinander geraten. Egal, 
wie kleinschrittig Strukturen geplant 
werden, es genügt ein Stau, ein Defekt 
am Transportfahrzeug oder ein Feuer-
alarm und sämtliche nachgelagerten 
Prozesse verzögern sich unweigerlich. 
Die Folgen reichen oft weit und gehen 
häufig mit wirtschaftlichen Einbußen 
einher. „Besonders deutlich treten sol-
che Ereignisse dann auf dem Frachthof 
in Erscheinung, dem Bindeglied zwi-
schen Produktion sowie Anlieferung 
und Abtransport von Waren“, erläu-
tert Odrich. Geraten Prozesse aus 
dem Gleichgewicht, lautet das Kredo, 
schnelle und zielgerichtete Lösungen zu 
finden. Bei der komplexen Beschaffen-
heit von Frachthöfen, sind Menschen 
auf digitale Unterstützung angewie-
sen, um chaotische Abläufe wieder in 
strukturierte Bahnen zu lenken. Indivi-
duelle Lösungsoptionen liefert spezielle 
Software für ein effizientes Yard Ma-
nagement, wie Traffic Management 
& Control von sdbn Solutions. Mithil-
fe des Tools lassen sich Brennpunkte 
erkennen und Prozesse schnell und 
direkt umleiten. Auf diese Weise unter-
stützt es beispielsweise dabei, Lkw zu 
freien Stellplätzen zu lotsen und Fahr-
zeugbewegungen auf dem gesamten 
Areal zu strukturieren – sowohl lang-
fristig als auch dann, wenn spontane 
Begebenheiten Änderungen im Ablauf 
erfordern. Somit liefert die Software 
nicht nur die Basis für ein effizientes 
Yard Management, sondern hilft auch 
dabei genau anzuzeigen, wo auf dem 
Frachthof ein aktueller Bedarf an jegli-
chen Ressourcen besteht.

Voraussetzungen für  
Prozessqualität schaffen
Flexibilität und Transparenz stellen 
weitere wichtige Erfolgsfaktoren für 
das Supply Chain Management dar. 
Sie stehen in direkter Verbindung zur 
Planungssicherheit auf einem Werks-
gelände. „Denn allgemein gilt: Je 

transparenter sich alle Prozessschritte 
entlang der Lieferkette gestalten, de-
sto wirksamer gelingt es, an der pas-
senden Stelle die nötigen Ressourcen 
bereitzustellen“, so der Experte für 
digitales Prozessmanagement. Nach-
dem der Bedarf bekannt ist, gilt es 
möglichst auf direktem Weg dafür zu 
sorgen, dass Personal und Ware auch 
zum richtigen Zeitpunkt an ihren Be-
stimmungsort gelangen. Detaillierte 
Echtzeitmeldungen – beispielsweise 
direkt von einem im Stau stehenden 
Lkw-Fahrer gesendet – sorgen für eine 
zusätzliche Steigerung der Vorgangs-
qualität auf dem Unternehmensareal. 
Eine solche einfache, schnelle und 
reibungslose Verständigung gelingt 
mit dem Handyclient sdbn Global 
Connect, mit dem Nutzer ihre Verspä-
tung konkret allen relevanten Personen 
übermitteln. „Präzise und zielgerichte-
te Informationen schaffen den notwen-
digen Raum, um Abläufe effizient um-
zustrukturieren und Prozesse am Lau-
fen zu halten“, erläutert Odrich. Indem 
der Messenger Entscheidungen und 
Aktivitäten ad hoc abbildet und allen 
Teilnehmern und angebundenen Syste-
men – etwa Tools zur systematischen 
Frachthofverwaltung – ortsunabhängig 
zur Verfügung stellt, schließt er die Lü-
cke zwischen dem menschlichen Aus-
tausch und der Systemkommunikation. 
Glieder in der Lieferkette erlangen 
somit größtmögliche Flexibilität, da 
sie in Echtzeit über relevante Schritte 
informiert werden und selbst aktiv in 
den Prozess eingebunden sind. Erst 
durch diese Reaktionsfähigkeit entsteht 
flexibles und transparentes Arbeiten. 
Technische Hilfsmittel bilden somit den 
entscheidenden Faktor, um den Res-
sourceneinsatz im Supply Chain Ma-
nagement so effizient wie möglich zu 
gestalten.
Weitere Informationen finden Sie unter 
www.sdbn-solutions.de

Kontakt:
Tanja Probst

Borgmeier Public Relations
probst@borgmeier.de  

Digitalisierung
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Mehrweganteil bei Getränken 
2017 weiter gesunken
Laut Angaben des Umweltbundesamtes 
(UBA) wurden 2017 nur rund 42 Pro-
zent der Getränke in Mehrwegflaschen 
abgefüllt, 0,5 Prozent weniger als 2016. 
Damit liegt der Mehrweganteil nach wie 
vor deutlich unter dem im Verpackungsge-
setz vorgegebenen Ziel von 70 Prozent. 
Da Getränkeverpackungen mehr als ein 
Viertel der deutschen Verpackungsabfäl-
le ausmachen, würde ein höherer Mehr-
weganteil den Verpackungsabfall auch 
insgesamt deutlich reduzieren. Eine Aus-
nahme bei den geringen Mehrwegantei-
len bildet allein Bier, wo der Mehrweg-
anteil bei knapp 82 Prozent liegt. Doch 
auch hier wird öfter zur Einwegflasche 
gegriffen: 2010 lag der Mehrweganteil 
noch bei gut 88 Prozent.
Die UBA-Studie „Verbrauch von Ge-
tränken in Mehrweg- und ökologisch vor-
teilhaften Einweggetränkeverpackungen, 
Bericht 2017“ ist abrufbar unter: htt-
ps://www.umweltbundesamt.de/sites/
default/files/medien/1410/publikati-
onen/2019-09-09_texte_106-2019_
einweggetraenkeverpackungen-2017.
pdf.

Powering Past Coal Alliance
Deutschland tritt der internationalen 
Allianz für den Kohleausstieg bei. Die 
sogenannte „Powering Past Coal Al-
liance“ wurde am Rande der Weltkli-
makonferenz in Bonn im November 
2017 gegründet. In ihr bekennen sich 
insgesamt mehr als 80 nationale Regie-
rungen, Regionen sowie Unternehmen 
dazu, den Bau neuer Kohlekraftwerke 
zu stoppen, die internationale Kohlefi-
nanzierung zu beenden, ein Datum für 
den Kohleausstieg festzulegen und ihre 
nationalen Klimaschutzmaßnahmen auf 
die Ziele des Pariser Klimaabkommens 
auszurichten. In Deutschland sollen bis 
spätestens 2038 schrittweise alle Kraft-
werke mit einer Gesamtleistung von 42,5 
Gigawatt vom Netz genommen werden, 
nach Möglichkeit auch schon bis 2035. 
Bis 2030 soll die Kraftwerksleistung auf 
17 Gigawatt reduziert werden. 2016 
betrugen die Emissionen der Kohlekraft-
werke rund 256 Mio. Tonnen CO2 und 
machten 28 Prozent der Gesamtemissi-

onen Deutschlands aus. Bis 2030 will 
Deutschland seine Treibhausgasemissi-
onen um 55 Prozent senken. 

Allianz für die  
Kunststoffkreislaufwirtschaft 
Bis zum Jahr 2025 sollen in Europa jähr-
lich zehn Mio. Tonnen recycelter Kunst-
stoffe bei der Herstellung neuer Produkte 
eingesetzt werden. Dazu haben sich 
am 20. September 2019 mehr als 100 
öffentliche und private Partner in der 
Erklärung der Allianz für die Kunststoff-
kreislaufwirtschaft verpflichtet. Dieses 
Ziel wurde von der Europäischen Kom-
mission 2018 im Rahmen ihrer Strategie 
für Kunststoffe festgelegt und soll einen 
Beitrag zu den Bemühungen zur Förde-
rung des Recyclings von Kunststoffen in 
Europa leisten.
Die Erklärung kann auf folgender Web-
site der Kommission von Behörden, Wirt-
schaftsverbänden und Unternehmen un-

terzeichnet werden: https://ec.europa.
eu/eusurvey/runner/ElectronicSigna-
tureFormCPADeclaration

Deutscher Umweltpreis 2019
Die Bodenwissenschaftlerin Prof. Dr. In-
grid Kögel-Knabner von der Technischen 
Universität München und der Unterneh-
mer Reinhard Schneider aus Mainz, der 
mit seiner Firma Werner & Mertz in der 
Wasch- und Reinigungsmittelbranche auf 
ganzheitliche nachhaltige Produktion 
setzt, werden 2019 je zur Hälfte mit dem 
mit 500.000 Euro dotierten Deutschen 
Umweltpreis der Deutschen Bundesstif-
tung Umwelt (DBU) ausgezeichnet. Der 
Preis wird am 27. Oktober in Mannheim 
von Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier überreicht. 
Weitere Informationen zum Umweltpreis 
und zu den diesjährigen Preisträgern 
finden Sie unter: https://www.dbu.de/
umweltpreistraeger
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Rechtsentscheid
Öffentliche Bekannt­
machung der  
Genehmigung im  
vereinfachten  
BImSchG-Verfahren 

Der Fall
Die Parteien streiten im Eilverfahren über 
die immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gung für neun Windkraftanlagen. Antrag-
stellerin ist eine anerkannte Umweltverei-
nigung. Zentraler Streitpunkt ist die Frage, 
ob die Antragstellerin rechtzeitig gegen 
die Genehmigung vorgegangen ist, oder 
ob ihr Eilantrag bereits wegen Bestands-
kraft der Genehmigung keinen Erfolg ha-
ben kann. 
Die Genehmigung datiert vom 14. Dezem-
ber 2016. Sie wurde dem Vorhabenträ-
ger im vereinfachten Verfahren nach § 19 
BImSchG erteilt und auf seinen Antrag hin 
am 13. März 2017 „freiwillig“ öffentlich 
bekannt gemacht. Die Antragstellerin legte 
gegen die Genehmigung am 11. Dezem-
ber 2017 Widerspruch ein und bean-
tragte Eilrechtsschutz. Zur Rechtzeitigkeit 
des Widerspruchs beruft die Antragstelle-
rin sich auf § 2 Abs. 3 Satz 1 UmwRG. 
Nach dieser Vorschrift können anerkann-
te Umweltvereinigungen gegen Geneh-
migungen, die dem UmwRG unterfallen, 
innerhalb eines Jahres ab Kenntniserlan-
gung Klage oder Widerspruch erheben, 
wenn die Genehmigung weder öffentlich 
bekannt gemacht noch der Umweltvereini-
gung bekannt gegeben wurde.

Die Entscheidung
In erster Instanz unterlag die antragstel-
lende Umweltvereinigung. Über ihre 
Beschwerde entschied der VGH Baden-
Württemberg mit Beschluss vom 7. März 
2019 (10 S 2025/18): Das Verwaltungs-
gericht hat den Eilantrag zu Recht zurück-
gewiesen. Die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung war bei Einlegung des 
Widerspruchs bereits bestandskräftig, 
die Widerspruchsfrist war abgelaufen. Im 
förmlichen Genehmigungsverfahren ist die 
Genehmigung nach § 10 Abs. 7, 8 BIm-
SchG öffentlich bekannt zu machen und 
zwei Wochen zur Einsicht auszulegen. 
Nach Ablauf der Frist gilt der Bescheid ge-

genüber Dritten als zugestellt und Rechts-
behelfsfristen laufen. 
Im vereinfachten Genehmigungsverfahren 
schließt § 19 Abs. 2 BImSchG die Anwen-
dung dieser Vorschriften ausdrücklich aus. 
Nach § 21a Abs. 1 der 9. BImSchV kann 
aber auch im vereinfachten Verfahren der 
Genehmigungsbescheid öffentlich bekannt 
gemacht werden, wenn der Vorhabenträ-
ger dies beantragt. Eine Zustellungsfiktion 
wie im förmlichen Verfahren sieht die 
9. BImSchV jedoch nicht vor. Dennoch 
galt die Genehmigung gegenüber der 
Antragstellerin aufgrund der öffentlichen 
Bekanntmachung als bekanntgegeben. 
Denn es sind die Bestimmungen des all-
gemeinen Verwaltungsverfahrensrechts, 
namentlich § 41 Abs. 4 LVwVfG BW 
(wortgleich: § 41 Abs. 4 VwVfG NRW), 
anwendbar. Nach dieser Vorschrift gilt 
ein Verwaltungsakt zwei Wochen nach 
der ortsüblichen Bekanntmachung als be-
kannt gegeben. 
Der Gesetzgeber hat im BImSchG und in 
der 9. BImSchV nur für das förmliche Ge-
nehmigungsverfahren, nicht aber für das 
vereinfachte Verfahren die öffentliche Be-
kanntmachung abschließend geregelt. Für 
das vereinfachte Verfahren ist daher auf 
das subsidiäre LVwVfG zurückzugreifen, 
das für sämtliche öffentlich-rechtliche Ver-
waltungstätigkeit der Landesbehörden gilt, 
soweit diese nicht in einem Spezialgesetz 
geregelt ist.
Der VGH sieht in der Anwendung des 
§ 41 Abs. 4 LVwVfG keine unzulässige 
Annäherung des vereinfachten an das 
förmliche Genehmigungsverfahren. Der 
Ausschluss des § 10 Abs. 7, 8 BImSchG 
im vereinfachten Verfahren ziele lediglich 
darauf ab, dass mangels verpflichtender 
Öffentlichkeitsbeteiligung im vereinfachten 
Verfahren nach den zugrundeliegenden 
europa- und völkerrechtlichen Vorschriften 
auch keine Information der „beteiligten“ 
Öffentlichkeit über das Verfahrensergebnis 
mittels öffentlicher Bekanntmachung erfor-
derlich sei. Einer freiwilligen öffentlichen 
Bekanntmachung stehe die Regelung aber 
nicht entgegen. Die Verwendung des Be-
griffs „öffentliche Bekanntmachung“ in 
§ 21a der 9. BImSchV zeige auch, dass 
es in der Vorschrift nicht nur um eine un-
verbindliche Information der Öffentlichkeit 
geht. Auch im Hinblick auf Inhalt und Form 

der öffentlichen Bekanntmachung konnte 
der VGH keine Fehler sehen. Danach 
war zwei Wochen nach der öffentlichen 
Bekanntmachung am 13. März 2017 
die Bekanntgabefiktion nach § 41 Abs. 4 
LVwVfG gegenüber der Antragstellerin 
eingetreten. Mit der Bekanntgabe war für 
die Jahresfrist nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Um-
wRG kein Raum mehr. Stattdessen galt die 
einmonatige Widerspruchsfrist nach § 74 
VwGO. Der Widerspruch vom Dezember 
2017 war verfristet.

Die Bedeutung
Zwar ist in einigen anderen Bundeslän-
dern gegen BImSchG-Genehmigungen 
nicht Widerspruch, sondern Anfechtungs-
klage zu erheben. Die Grundsätze aus 
dem Beschluss des VGH Baden-Württem-
berg zum Widerspruch lassen sich jedoch 
ohne weiteres auf die Anfechtungsklage 
übertragen. Die Entscheidung zeigt, dass 
die „freiwillige“ öffentliche Bekanntma-
chung nach § 21a der 9. BImSchV eine 
gute Möglichkeit für Anlagenbetreiber 
sein kann, auch im vereinfachten Geneh-
migungsverfahren jedenfalls einen Teil der 
Vorteile zu erlangen, die sonst mit einem 
förmlichen Genehmigungsverfahren ver-
bunden sind. Zwar bleibt die materielle 
Präklusion von Einwendungen, die nicht 
rechtzeitig vorgebracht werden, dem 
förmlichen Genehmigungsverfahren vor-
behalten. Durch die öffentliche Bekanntma-
chung nach § 21a der 9. BImSchV kann 
aber der Zeitraum, innerhalb dessen die 
im vereinfachten Verfahren erteilte Geneh-
migung durch Dritte angefochten werden 
kann, ganz erheblich verkürzt werden.
Unumstritten ist die Lösung des VGH Ba-
den-Württemberg allerdings nicht. In der 
Kommentarliteratur wird die Gleichsetzung 
der Bekanntmachung nach § 21a der 9. 
BImSchV mit der nach § 10 Abs. 8 BIm-
SchG vielfach abgelehnt (z.B. Jarass, BIm-
SchG, 12. Auflage 2017, § 19 Rn. 30), 
während in der Rechtsprechung die Ten-
denz in Richtung Gleichsetzung geht (z.B. 
OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 
24. September  2009 – 8 B 1343/09.
AK; VG Minden, Beschluss vom 22. Mai 
2017 – 11 L 2085/16).

RAin Carolin Sen, LL.M, Düren
Industrie - Wasser - Umweltschutz e.V.
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Neue und geänderte Vorschriften
Deutschland
Technische Regeln für Biologische Ar-
beitsstoffe – Einstufung von Prokaryon-
ten (Bacteria und Archaea) in Risiko-
gruppen (TRBA 466), vom 25. August 
2015, GMBl 2015, S. 910, zuletzt 
geändert am 14. August 2019, GMBl 
2019, S. 478

Technische Regeln für Biologische Ar-
beitsstoffe – Einstufung von Pilzen in 
Risikogruppen (TRBA 460), vom 22. 
Juli 2016, GMBl 2016, S. 562, zu-
letzt geändert am 14. August 2019, 
GMBl 2019, S. 478, 618

Bekanntmachung der Geschäftsord-
nung der Kommission zur Bewer-
tung wassergefährdender Stoffe 
(KBwS), vom 17. Juli 2019, BAnz AT 
07.08.2019 B2

Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung zur Einstufung des Stoffes „Re-
action products of maleic anhydride 
with sodium phosphinate and their 
sodium salts“ gemäß § 6 Absatz 4 
Satz 1 der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen, vom 15. Juli, BAnz AT 
07.08.2019 B7

Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung zur Einstufung des Stoffes „Kali-
umpropan-2-olat“ gemäß § 6 Absatz 
4 Satz 1 der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen, vom 16. Juli 2019, 
BAnz AT 08.08.2019 B7

Bekanntmachung Zweiter Förderauf-
ruf zur Förderrichtlinie „Betriebliches 
Mobilitätsmanagement“, vom 25. Juli 
2019, BAnz AT 02.08.2019 B4

Richtlinie zur Förderung von Projekten 
zum Thema „Vermeidung von klima-
relevanten Prozessemissionen in der 
Industrie (KlimPro-Industrie)“, vom 23. 
Juli 2019, BAnz. AT 26.07.2019 B6

Bekanntmachung der Allgemeinver-
fügung zur Einstufung des Stoffes 
„(+/-)-9-Fluoro-2,3-dihydro-3-methyl-
10-(4-methyl-1-piperazinyl)7-oxo-7H-

pyrido[1,2,3-de]-1,4-benzoxazine-6-
carboxylic acid“ gemäß § 6 Absatz 4 
Satz 1 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, vom 2. August 2019, BAnz 
AT 23.08.2019 B9

Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung zur Einstufung des Stoffes „1-bu-
tyl-1,2-dihydro-6-hydroxy-4-methyl-2-
oxonicotinonitril“ gemäß § 6 Absatz 
4 Satz 1 der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen, vom 2. August 2019, 
BAnz AT 23.08.2019 B7

Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung zur Einstufung des Stoffes „6-cy-
clohexyl-1-hydroxy-4-methylpyridin-
2(1H)-on, Verbindung mit 2-Amino
ethanol (1:1)“ gemäß § 6 Absatz 4 
Satz 1 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, vom 2. August 2019, BAnz 
AT 23.08.2019 B8

Bekanntmachung der Allgemeinver-
fügung zur Einstufung des Stoffes „In-
vertzucker“ gemäß § 6 Absatz 4 Satz 
1 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, vom 2. August 2019, BAnz 
AT 27.08.2019 B11

Bekanntmachung der Allgemeinver-
fügung zur Einstufung des Stoffes 
„Fructose“ gemäß § 6 Absatz 4 Satz 
1 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, vom 2. August 2019, BAnz 
AT 27.08.2019 B12

Bekanntmachung der Allgemeinver-
fügung zur Einstufung des Stoffes 
„Essigsäure-Ethenylester, Polymer mit 
Ethen und 1-Propen (mittlere Molmas-
se 4300 g/mol)“ gemäß § 6 Absatz 
4 Satz 1 der Verordnung über Anla-
gen zum Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen, vom 2. August 2019, 
BAnz AT 21.08.2019 B8

Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung zur Einstufung des Stoffes „N-(3' 
,4' -dichloro-5-fluorobiphenyl-2-yl)-3-

(difluoromethyl)-1-methyl-1 H-pyrazole-
4-carboxamide“ gemäß § 6 Absatz 4 
Satz 1 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, vom 2. August 2019, BAnz 
AT 27.08.2019 B14

Bekanntmachung der Allgemeinverfü-
gung zur Einstufung des Stoffes „Sac-
charose“ gemäß § 6 Absatz 4 Satz 
1 der Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, vom 2. August 2019, BAnz 
AT 27.08.2019 B15

Bekanntmachung der Allgemeinver-
fügung zur Einstufung des Stoffes 
„Kaliumisooctadecanoat“ gemäß § 6 
Absatz 4 Satz 1 der Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen, vom 2. August 
2019, BAnz AT 27.08.2019 B13

Festlegung zur Abweichung von der 
Aufbewahrungsfrist nach § 117 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 der Strah-
lenschutzverordnung, vom 26. August 
2019, ABl. Nr. 37 S. 5590

Berlin
Berliner Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Berliner 
Bodenschutzgesetz - Bln BodSchG), 
vom 24. Juni 2004, GVBl. S. 250, 
zuletzt geändert am 5. September 
2019, GVBl. S. 554

Förderrichtlinie für Stromspeicher in 
Verbindung mit einer neu zu erricht-
enden Photovoltaikanlage im Rahmen 
des Berliner Energie- und Klimaschutz-
programms 2030, vom 28. August 
2019, ABl. S. 5591

Thüringen
Thüringer Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (Thüringer 
UVP-Gesetz - ThürUVPG), vom 20. 
Juli 2007, GVBl. S. 85, zuletzt geän-
dert am 30. Juli 2019, GVBl. S. 323, 
341
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Publikationen & Produkte
Unternehmen nachhaltig  
aufstellen 
Im Rahmen einer vom Umweltgutach-
terausschuss beauftragten Studie hat 
der VNU – Verband für Nachhaltig-
keits- und Umweltmanagement e.V. 
zwei Instrumente für nachhaltige Unter-
nehmensführung und Unternehmensbe-
richterstattung – Eco-Management and 
Audit Scheme (EMAS) und Deutscher 
Nachhaltigkeitskodex (DNK) verg-
lichen. Das Ergebnis: die Kombination 
beider Systeme schafft Synergien, die 
Anwenderinnen und Anwendern einen 
strategischen Mehrwert bieten.
Die Studie hat die inhaltlichen Anfor-
derungen beider Systeme abgeglichen 
und die Schnittmengen zwischen EMAS 
und DNK aufgezeigt. Sie kommt zu 
dem Ergebnis, dass Unternehmen, die 
sich um eine nachhaltige Produktion 
und Dienstleistungserbringung, men-
schenwürdige Arbeit, Maßnahmen zum 
Umwelt- und Klimaschutz und saubere 
Energie bemühen, mit der Kombination 
von beiden Systemen sehr gut aufge-
stellt sind und Doppelarbeit sparen 
können. Die inhaltlichen Anknüpfungs-
punkte von EMAS und DNK sind in der 
Studie und einer zusätzlichen Arbeitsta-
belle übersichtlich dargestellt. Damit ist 
es einfach zu erkennen, wie EMAS für 
die Erfassung und Berichterstattung 
aller Aspekte von Nachhaltigkeit ge-
nutzt werden kann. EMAS eignet sich 
sehr gut dazu, über den Umweltbezug 
hinaus, gesellschaftliche Themen wie 
Arbeitnehmer- und Menschenrechte 
systematisch und inhaltlich zu steuern. 
Daneben ermöglichen die Berichtskrite-
rien des DNK, das eigene Umweltma-
nagementsystem nach EMAS zu einem 
umfassenden Nachhaltigkeitsmanage-
ment zu erweitern.
Unternehmen, die sowohl nach EMAS 
als auch nach DNK berichten, profi-
tieren von einer unabhängigen und 
glaubwürdigen Überprüfung ihrer kon-
tinuierlichen Leistungsverbesserung, 
den zugehörigen Daten und Zahlen 
und geben eine Orientierung, wie die 
CSR-Berichtspflicht sowie der Nationale 
Aktionsplan Wirtschaft und Menschen-
rechte praktisch umgesetzt werden kön-
nen.

Termine
7.11.2019, Offenbach
Umweltrecht aktuell – eine  
Managementaufgabe
Umweltinstitut Offenbach	 069/810679
info@umweltinstitut.de

7.11.2019, Köln
Aktuelles Wasserrecht: Das WHG und 
die neue AwSV
TÜV Rheinland Akademie	 0800/8484006
servicecenter@de.tuv.com

11.-12.11.2019, Dresden
Einführung in das Abfallrecht
TÜV Nord Akademie	 0351/4277787
akademie@tuev-nord.de

13.11.2019, Köln
Die AwSV in der Abfall- und  
Entsorgungswirtschaft
BDE	 030/5900335-90
schlaitz@bde.de

19.11.2019, Berlin
Praxis der Gewerbeabfall-Verordnung
Akademie Dr. Obladen	 030/2100548-10
info@obladen.de

21.11.2019, Duisburg
Praxisumsetzung der TA Luft  
(Aufbauseminar)
BEW	 02065/770-0
info@bew.de

27.11.2019, Leipzig
Aktuelles Umweltrecht – Umsetzung in 
die betriebliche Praxis
TÜV Rheinland Akademie	 0800/8484006
servicecenter@de.tuv.com

28.-29.11.2019, Berlin
Modernes Abfallmanagement für  
Industriestandorte und -betriebe
T.A. Cook Conferences	 030/884307-0
service@tacook.com

28.-29.11.2019, Berlin
Berliner Abfallrechtstage
Lexxion Verlagsgesellschaft	 030/814506-28
goldbeck@lexxion.eu

28.-29.11.2019, Salzburg/Österreich
Renexpo Interhydro
Messezentrum Salzburg	 0043662/2404-0
office@messezentrum-salzburg.at

Download der Stu-
die unter: https://
www.emas.de/
fileadmin/user_up-
load/06_service/
PDF-Dateien/Studie_
EMAS_DNK.pdf 

Praxis der  
Indirekteinleiterüberwachung
Die Deutsche Vereinigung für Wasser-
wirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. 
(DWA) hat das Merkblatt DWA-M 
115-3 „Indirekteinleitung nicht häus-
lichen Abwassers – Teil 3: Praxis der 
Indirekteinleiterüberwachung“ veröf-
fentlicht.
Das Indirekteinleiterkataster erfasst die 
für die Indirekteinleitung relevanten 
Daten aller im Einzugsgebiet einer 
Kläranlage angesiedelten abwasser-
produzierenden Betriebe. Hierzu wur-
de von der DWA ein allgemeingültiger 
Mustererhebungsbogen entwickelt, der 
in diesem Merkblatt wiedergegeben 
ist. Der allgemeingültige Teil des Erhe-
bungsbogens muss jeweils durch einen 
branchenspezifischen, an die örtlichen 
Gegebenheiten angepassten Teil er-
gänzt werden. Um die individuelle 
Erstellung des branchenspezifischen Er-
hebungsbogens zu erleichtern, enthält 
das Merkblatt neben Beispielbögen für 
ausgewählte Branchen eine Checkliste, 
aus der die wesentlichen Inhalte eines 
solchen Fragebogens hervorgehen. Um 
die Vielzahl der Indirekteinleiter mit den 
dazugehörigen Mess- und Probenah-
mestellen, Probenahmen und Analy-
senergebnissen etc. effektiv bearbeiten 
zu können, empfiehlt sich der Einsatz 
eines EDV-gestützten Indirekteinleiter-
katasters. Das Merkblatt benennt die 
Voraussetzungen, die eine solche Soft-
ware erfüllen sollte.
DWA Deutsche Vereinigung für Was-
serwirtschaft, Abwasser und Abfall 
e.V. (Hrsg.): Merkblatt DWA-M 115-3 
„Indirekteinleitung nicht häuslichen 
Abwassers – Teil 3: Praxis der Indirek-
teinleiterüberwachung“, September 
2019, 67 Seiten, ISBN 978-3-88721-
875-1, Ladenpreis: 87,50 Euro, för-
dernde DWA-Mitglieder: 70,00 Euro, 
www.dwa.de/shop
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